
THOR. LANDTAG POST
11.01.2021 08:52

G ZiZoZ .A
hj. l

Anlage 5

ul'\L^l

Formblatt zur Datenerhebung
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natüriiche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThUrBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen
Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in Jedem Fall als verpflichtende
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteillgtentransparenzdokumentation
veröffentlicht, Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut teseriich wsfüllen und zusammen mit der Steffungnahme senden!

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? :•'.:',

Fünftes Gesetz zur Änderung der Verfassung des Freistaats Thüringen - Aufnahme von
Staatszielen und Stärkung von Gleichheitsrechten
hier: Themenkomplex „Bestenauslese"

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/1629"

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene

Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)? :
(§ 5 Abs. 1 'Nr. 1, 2 ThürBetelldokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

Deutscher Gewerkschaftsbund Bezirk Hessen-

Thüringen

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Häusnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

nicht eingetragener Verein, gemäß Art. 9 Abs.
3GG

Schilierstraße 44

99096. Erfurt

Hgben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h; als Privatperson?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1; 2 ThürBetelldokG)

Name Vorname

a Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird, Die Wohnadresse
lA/ird in keinem Fall veröffentlicht,)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



3.

4.

5.::

6.

Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§5Abs.1.Nr.3ThürBeteifdokG) ''' ..1.1.' ' ' ,: ;..,.•.:.. '. :' ." .. '::. .. ' • 1.1: - .: . ;...... :. . •

Wahrung und Förderung derArbeits- und Wirtschaftsbedingungen; Vertretung der Interessen der
Arbeitnehmerinnen und ArbeEtsnehmer • ' •

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamLeher

a befürwortet,
x abgelehnt,
D ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie'kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) ihres schriftlichen Beitrages zum
Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(§ 5 Abs, 1 Nr. 4 ThürBe[el!dokG)

Es besteht kein Bedarf, das Prinzip der Bestenauslese im öffentlichen Dienst in die Thüringer
Verfassung aufzunehmen. Diese ist bereits im Grundgesetz in Art. 33 Abs. 2 verankert und in
Thüringen unmittelbar wirksam. Eine derartige Einfügung hätte keine praktischen Auswirkungen.
Die anscheinende intendierte politisch-symbolische Wirkung wird durch den DGB klar abgelehnt,
Jecfer Versuch, den öffentlichen Dienst diverser aufzustellen, muss sich unstrittig an Art. 33 Abs,
2 GG messen. Deswegen sind Nachteilsausgleiche bspw. für schwerbehinderte Menschen oder

in Führungspositionen unterrepräsentierte Frauen rechtlich eng begrenzt, Nachteilsausgieiche
von vorherein anzulehnen und eine Verwaltungspraxis, die um Chancengerechtigkeit bemüht ist,
als glejchheits" und rechtswidrig darzusteilen, widerspricht dem Gleichheitsverständnis der DGB
vollkommen.

Eher sollte geprüft werden, wie der öffentliche Dienst aufgewertet und als moderner sowie
attraktiver Arbeitsgeber überzeugen kann. Dazu gehören interessante

Entwicklungsmoglichkeiten für alle Beschäftigten. Nach der Gleichsteliung unterrepräsentierter
Gruppen regen wir die Ausschreibungspflicht für alle Dienstposten an.

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben
einzureichen? : ^ . ' :: : :
(§5Abs.:1Nr.-5ThürBete||dokG) . ; ,",,\. . . .' •. 1.... .:..•/;.,•.•.,.•.••;. •::.;.:..•./:,-".". :.:.

X ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) D nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert?

In welcher Form haben Sie sich geäußert?

a per E-Maii

D per Brief

Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beitragen
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? ^ ^ ::: ,'• "• -;'••'..'. -: : ::

(§5Abs,1 Nr.;6ThürBetei[dokG)'::• • ,• .: : •• • -:::.:..„.; '.:...' ' '. .'. :.,' :.. • -..;:... .. •"'.• •• :'• ^

D ja x nein (weiter mit Frage 7) •

ÜVenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie ihren Auftraggeber!



?..'....•

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der :
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? : : :
(§5Abs.1Satz2ThürBeteildokG) '" .,•'.• .: ,.;'. , '. '. . '••'•. •;••,:• ,.':""' : .•.•'.. .

x ja D nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen il
den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss dei
Gesefzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort,Datum : |

Erfurt, den 09,01.2021

Unte>rschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.


